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§ 1 Einführung 

Robert Fischer, der frühere  Präsident des Bundesgerichtshofs und langjährige 
Vorsitzende des für das Vereinsrecht zuständigen 2. Zivilsenats, hat in einer Ur-
teilsanmerkung aus dem Jahre 1968 die vielzitierte Einschätzung abgegeben, das 
Vereinsrecht habe „im rechtswissenschaftlichen Schrifttum eine etwas stiefmütter-
liche Behandlung gefunden"1. Blickt man auf die in diesem Rechtsgebiet seitdem 
erschienenen Veröffentlichungen,  so scheint es, als habe sich dieser Zustand ein 
wenig geändert. Zahlreiche - zum Teil grundlegende - Beiträge zumal aus jünge-
rer Zeit haben sich zum Beispiel mit der Problematik der Vereinsstrafen2, den viel-
schichtigen Aspekten der Vereinsautonomie3, der Inhaltskontrolle von Verbands-
normen4 und den mit der Verwendung sog. Vereinsordnungen zusammenhängen-
den Rechtsfragen5 befaßt. Die stetig zunehmende Wirtschaftstätigkeit  der Vereine 
der Fußball-Bundesligen sowie die von einigen Clubs geplante oder bereits durch-
geführte Ausgliederung der Lizenzspielerabteilung auf eine Kapitalgesellschaft 
haben die Diskussion über die Vereinsklassenabgrenzung (§§ 21, 22 BGB), die aus 
Anlaß des ADAC-Urteils des Bundesgerichtshofs6 in den achtziger Jahren schon 
einmal besonders intensiv geführt  worden war7, neu belebt8. Auch liegen mittler-

1 Fischer,  Anmerkung zu BGH, LM Nr. 8 zu § 25 BGB. 
2 Siehe etwa van Look,  Vereinsstrafen  als Vertragsstrafen,  1990; ders.,  in: WM-Festgabe 

für Hellner, S. 46 ff. 
3 Zuletzt Steinbeck,  Vereinsautonomie und Dritteinfluß, 1999; ferner  Bär,  Die Schranken 

der inneren Vereinsautonomie - historisch-dogmatische Überlegungen zu einem Vereins-
gesetz, 1996; Edenfeld,  Die Rechtsbeziehungen des bürgerlich-rechtlichen Vereins zu Nicht-
mitgliedern, 1996; Schockenhoff,  AcP 193 (1993), 35 ff. 

4 Nicklisch,  Inhaltskontrolle von Verbandsnormen, 1982; Schmiegel,  Die Inhaltskontrolle 
von Koalitionssatzungen, 1995; Steinbeck,  Vereinsautonomie, S. 204 ff. 

5 Kohler,  Mitgliedschaftliche Regelungen in Vereinsordnungen, 1992. 
6 BGHZ 85, 84. 
7 Siehe etwa Hemmerich,  Möglichkeiten und Grenzen wirtschaftlicher  Betätigung von 

Idealvereinen, 1982; Κ  Schmidt,  Verbandszweck und Rechtsfähigkeit im Vereinsrecht, 1984; 
ders.,  AcP 182 (1982), 1 ff.;  Reuter,  ZIP 1984, 1052ff.;  ders.,  ZHR 151 (1987), 237 ff.;  zuvor 
schon Mummenhoff,  Gründungssysteme und Rechtsfähigkeit, 1979; Heckelmann,  AcP 179 
(1979), Iff. 

8 Siehe etwa Fuhrmann,  Ausgliederung der Berufsfußballabteilungen  auf eine AG, GmbH 
oder eG?, 1999; Menke,  Die wirtschaftliche Betätigung nichtwirtschaftlicher  Vereine, 1998; 
M. Müller,  Der deutsche Berufsfußball  - vom Idealverein zur Kapitalgesellschaft, 2000; 
Schad,  E. V. oder Wirtschaftsverein?,  1997; Balzer,  ZIP 2001, 175 ff.;  Heermann,  ZIP 1998, 
1249ff.; Segna, ZIP 1997, 1901 ff.;  Steinbeck/Menke,  NJW 1998, 2169ff.;  dies.,  SpuRt 
1998, 226 ff.;  Wagner,  NZG 1999,468 ff.;  ferner  die Nachweise unter § 3 IV in Fußn. 333. 



22 § 1 Einführung 

weile Untersuchungen über die rechtlichen Fragen der sog. Gesamtvereine vor, 
denen man bis dahin trotz ihrer großen Verbreitung kaum Beachtung geschenkt 
hatte9. Und selbst die lange Zeit vernachlässigte konzernrechtliche Problematik 
der Beteiligung nichtwirtschaftlicher  Vereine an Unternehmensverbindungen ist 
vom Schrifttum inzwischen erkannt und - jedenfalls teilweise - aufgearbeitet  wor-
den10. Das sog. „Schärenkreuzer"-Urteil  des Bundesgerichtshofs aus dem Jahre 
199011 schließlich hat eine auf alle anderen privatrechtlichen Verbandsformen aus-
strahlende Debatte über die Frage entfacht, ob die Mitgliedschaft als „sonstiges 
Recht" im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB zu qualifizieren ist und gegebenenfalls 
auch im Verbandsinnenverhältnis deliktischen Schutz genießt12. 

In einer Hinsicht allerdings besteht im Vereinsrecht immer noch ein im Ver-
gleich zu den anderen privatrechtlichen Körperschaften  auffälliger  Nachholbedarf. 
Während die Kontrolle des Vorstandes bzw. der Geschäftsführer  im GmbH- und 
Genossenschaftsrecht,  vor allem aber im Aktienrecht ständig im Blickpunkt des 
wissenschaftlichen Interesses steht13 und in regelmäßigen Abständen auch den Ge-
setzgeber beschäftigt14, fristet  das Vereinsrecht insoweit ein Schattendasein. Zwar 
gibt es auch hier nicht wenige Beiträge, die bestimmte Aspekte der Überwachung 
der Verwaltungsorgane, der innerverbandlichen Gewaltenteilung und Willensbil-
dung sowie der mitgliedschaftlichen Kontrollrechte beleuchten. Genannt seien in 
diesem Zusammenhang einige Abhandlungen zu den Rechtsproblemen der Dele-
giertenversammlung15 und zur Vereinsautonomie16, ferner  einige rechtsformüber-

9 König,  Der Verein im Verein, 1992; Schaible,  Der Gesamtverein und seine vereinsmäßig 
organisierten Untergliederungen, 1992. 

10 Fiedler,  Konzernhaftung beim eingetragenen Verein, 1998; Sprengel,  Vereinskonzern-
recht, 1998. 

π BGHZ 110, 323. 
1 2 Im Anschluß an dieses Urteil entstanden folgende Untersuchungen: Habersack,  Die 

Mitgliedschaft - subjektives und „sonstiges" Recht, 1996 (siehe dazu auch die kritischen Be-
sprechungen von Hüffer,  ZHR 161 [1997], 867 ff.  und Reuter,  AcP 197 [1997], 322 ff.); 
Helms,  Schadensersatzansprüche wegen Beeinträchtigung der Vereinsmitgliedschaft,  1998; 
Klink,  Die Mitgliedschaft als „sonstiges Recht" im Sinne des § 823 I BGB?, 1993; ferner 
Deutsch,  VersR 1991, 837 ff.;  Hadding,  in: Festschrift  für Kellermann, S. 91 ff.;  Reuter,  in: 
Festschrift  für Lange, S. 707 ff.;  Κ  Schmidt,  JZ 1991,157 ff. 

1 3 So hat sich der 63. DJT 2000 in Leipzig mit der Frage befaßt, ob sich eine Neuregelung 
des aktienrechtlichen Anfechtungs- und Organhaftungsrechts,  insbesondere der Klagemög-
lichkeiten von Aktionären, empfiehlt; siehe dazu Baums, Gutachten F für den 63. DJT. 

1 4 Siehe ζ. B. das Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (Kon-
TraG) v. 27. April 1998, BGBl. I, S. 786 und den am 26. November 2001 vorgelegten Referen-
tenentwurf eines „Gesetzes zur weiteren Reform des Aktien- und Bilanzrechts, zu Transparenz 
und Publizität" (TransPuG, Einführung und Abdruck in ZIP 2001, 2192 ff.).  Mit dem Entwurf 
soll ein Teil der Vorschläge der im Mai 2000 eingesetzten Regierungskommission „Corporate 
Governance", die im Juli 2001 ihren Abschlußbericht vorgelegt hat, umgesetzt werden; siehe 
Baums (Hrsg.), Bericht der Regierungskommission Corporate Governance, 2001. 

15 Säcker,  Probleme der Repräsentation von Großvereinen, 1986; Reuter,  ZHR 148 (1984), 
523 ff.;  ferner  Reemann, Verfassung, S. 213 ff.;  U. Schmidt,  Mitgliedschaft, S. 171 ff. 



§ 1 Einführung 

greifende Untersuchungen zur Mitgliedschaft in privatrechtlichen Verbänden und 
zu einzelnen Mitgliedschaftsrechten 17. Auch die Kommentierungen und Hand-
bücher zum BGB-Vereinsrecht befassen sich mit vielen Einzelfragen. Doch fehlt 
es bis heute an einer Darstellung, die sich unter Berücksichtigung der rechtstat-
sächlichen Gegebenheiten im Vereinswesen umfassend der Kontrolle von Vereins-
vorständen widmet. Der Gesetzgeber ist bislang gänzlich untätig gewesen: Seit 
dem Inkrafttreten  des BGB vor mehr als hundert Jahren hat es keine wesentlichen 
Änderungen der §§ 21 ff.  BGB gegeben. Ein von der Fraktion und von Abgeordne-
ten der SPD im 13. Deutschen Bundestag eingebrachter Gesetzentwurf,  dessen Ziel 
es unter anderem war, Defizite bei der Kontrolle von Vereinsvorständen zu besei-
t igen1 8 , hat es lediglich zu einer öffentlichen  Anhörung im Rechtsausschuß ge-
bracht; er ist aber nicht umgesetzt und auch vom Schrifttum kaum zur Kenntnis 
genommen worden 19 . 

Dieser Befund ist umso bemerkenswerter, als neben die zahllosen lokalen Klein-
vereine20, die der historische Gesetzgeber vor Augen hatte, Großvereine verschie-
denster Art getreten sind, auf die das bürgerliche Vereinsrecht nicht zugeschnitten 
ist mit der Folge, daß sich auch die Kontrolle des Leitungsorgans in einem anderen 
Licht darstellt. Dem gesetzlichen Leitbi ld entspricht der für die Mitglieder über-
schaubare und beherrschbare Zusammenschluß zu genau festgelegten geselligen, 
kulturellen oder wissenschaftlichen Zwecken21 . Für derartige Vereine hat der 

16 Bär,  Schranken, passim; Steinbeck,  Vereinsautonomie, S. 64 ff.;  Beuthien/Gätsch,  ZHR 
156 (1992), 459 ff.  und ZHR 157 (1993), 483 ff. 

17 M. Becker,  Verwaltungskontrolle durch Gesellschafterrechte,  1997; Habersack,  Mitglied-
schaft, S. 281 ff.;  K.  Schmidt,  Informationsrechte  in Gesellschaften und Verbänden, 1984. 

1 8 Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung von Transparenz und Beschränkung von 
Machtkonzentration in der deutschen Wirtschaft  v. 30. Januar 1995, BT-Drucks. 13/367. 

1 9 Auch die Regierungskommission „Corporate Governance" hat von Empfehlungen an 
den Gesetzgeber letztlich abgesehen. Im Abschlußbericht heißt es: „Im Fall des wirtschaftlich 
tätigen Vereins hätte es nach Auffassung  der Regierungskommission weiterer eingehender 
empirischer, rechtsvergleichender und rechtspolitischer Überlegungen bedurft,  die im vorge-
gebenen Zeitrahmen nicht zu leisten waren. Die Regierungskommission ist gleichwohl der 
Auffassung,  daß rechtspolitischer Diskussionsbedarf  vor allem hinsichtlich solcher Vereine 
besteht, die steuerliche Privilegien in Anspruch nehmen, Spenden einsammeln oder als Ideal-
vereine im Rahmen des sogenannten Nebenzweckprivilegs als Wirtschaftsunternehmen tätig 
sind"; siehe Baums (Hrsg.), Bericht der Regierungskommission Corporate Governance, S. 6. 
Zum Entwurf eines Verbände-Gesetzes, der im Zuge der Mitte der siebziger Jahre unter den 
Stichworten „Macht der Verbände" und „Verbandsdemokratie" geführten Diskussion über die 
innere Verfassung der Interessenverbände vorgelegt wurde und ebenfalls keine Spuren im 
Bundesgesetzblatt hinterlassen hat, siehe unten § 2 I I 4. 

2 0 In einer im Auftrag des Bundesministeriums für Familie und Senioren vorgelegten Ex-
pertise wurde die Zahl der in Deutschland bestehenden rechtsfähigen und nichtrechtsfähigen 
Vereine für das Jahr 1993 auf mindestens 240.000 geschätzt; siehe Agricola  /Wehr,  Vereins-
wesen in Deutschland, S. 12. 

21 Kubier,  Gesellschaftsrecht,  S. 421 f.; Säcker,  Repräsentation, S. 2; U. Schmidt,  Mitglied-
schaft, S. Iff.;  Steinbeck,  Vereinsautonomie, S. 1; Wiedemann,  Gesellschaftsrecht I, S. 108. 
Berühmt geworden ist die Bemerkung des sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten 


